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Organisationstheoretische 
Oberlegungen 
zur Hochschulstruktur 
Zwischen Karlsruher Urteil und Hochschulrahmengesetz 

Durch das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Niedersächsischen Vor-
schaltgesetz vom 29. Mai 1973 ist der Rah-
men für eine künftige Struktur der Univer-
sität abgesteckt worden. „Die Einschät-
zung ··über die Problematik des Grund-
rechts der Wissenschaftsfreiheit und folg-
lich die Partizipation im Bereich von For-
schung und Lehre wurde auf unabsehbare 
Zeit zementiert." 1) Das wird bereits 
im Hochschulrahmengesetz {HRG), das im 
Dezember 1975 vom Bundestag verab-
schiedet wurde, deütlich sichtbar. 

. ' ' 

schaft betrieben wird, welche Inhalte sie 
aufgreift und welche Ergebnisse sie zeitigt, 
hängt u. a. auch von der Art ihrer Organi-
sation ab. Dadurch, daß die Mehrheit der 
Karlsruher Richter mit ihrem Beschluß, 
den Hochschullehrern in allen wesentli-
chen Fragen von Lehre und Forschung 
eine qualifizierte Mehrheit zu erhalten, 
konkrete Gestaltungsvorstellungen für die 
Universitätsstruktur enfwickelt 'hat, ist· sie 
ihrem eigenen Prinzip, Freiheit der For-
schung und Lehre zu gewährleisten, un-
treu geworden. Will man diese nämlich 
garantieren, so ka.n·n sich Freiheit nicht al-
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lein - um das noch einmal deutlich her· 
vorzuheben - auf den Objektbereich- be-
ziehen, sondern mit dieser Forderung muß 
auch die Offenhaltung der organisatori· 
schen Ausgestaltung des universitären Sy· 
stems verbunden sein. 

Aufgrund des konstatierten Forschungsde-
fizits ist es für eine kritische Bewertung 
des Hochschulurteils erforderlich, Anlei· 
hen auf dem Gebiet der Organisations-
theorie zu machen, dem sich die Wissen· 
schaft bisher fast ausschließlich zugewandt 
hat: dem Industrieunternehmen. Daß Aus· 
sagen, die auf einem derartigen Analogie· 
schluß beruhen, hypothetisch sind, kann 
ohne weiteres zugegeben werden. Neben 
vorhandenen Unterschieden zwischen 
Hochschule und Wirtschaftsbetrieb gibt es 
jedoch auch eine Reihe von Gemeinsam-
keiten, auf die bereits Max Weber in sei-
nem Aufsatz „Wissenschaft als Beruf" hin-
gewiesen hat. Diese sind in dem Maße zu 
erkennen, wie sich Natur- und in der Fol-
ge davon auch die Sozialwissenschaften 
analytisch-synthetischer Verfahren bedie-
nen. Damit wird ,,Wissenschaft tendenziell 
Arbeit von der Art, wie sie heute allerorten 
vergeben und getan wird." 2) 

1. Zur Untersuchungsmethode 2. Hochschule als gesellschaftliches Subsystem 
Im folgenden soll versucht werden, die Ur-
teilsbegründung und das darauf fußende 
HRG unter ideologiekritischen und organi-
sationstheoretischen Aspekten zu diskutie-
ren. Eine solche Vorgehensweise · ist 
zweckmäßig, weil Ideologiekritik allein nur 
ein beschränktes Erkenntnisinteresse be-
friedigen kann, da sie auf das Kritisierte fi-
xiert bleibt. Demgegenüber vermag der 
vorliegende Ansatz den Begründungszu-
sammenhang des Urteils in die orgänisa-
tionstheoretische Diskussion einzubezie-
hen und ihn an den neueren Erkenntnis-
sen dieser Disziplin zu messen. Soweit die 
Aussagen des Urteils hinter den aktuellen 
Wissensstand zurückfallen, ist es darüber 
hinaus möglich, wissenschaftlich begrün-
dete Alternativen aufzuzeigen. 
Es überrascht, daß Organisationstheoreti- . 
ker bisher kaum das Problem, die Hoch-
schule zu reformieren und zu reorganisie-
ren, als wissenschaftlich relevante Frage. 
stellung aufgegriffen haben, obwohl sie in 
dieser Organisation tätig sind. Darin kann 
sich ein häufig zu beachtendes Phänomen 
zeigen, daß Wissenschaft sich schwer tut, 
sich mit ihrem eigenen Objektbereich zu 
befassen und Erkenntnisse auf sich selbst 
anzuwenden. Möglicherweise steht diese 
Abstinenz aber auch in Zusammenhang 
mit der Interessenlage der Betroffenen. 
Dieses Dilemma mag dazu beigetragen ha-
ben, daß die Karlsruher Richter ihre Ur-
teilsfindung und -begründung kaum durch 
neuere Erkenntnisse der Organisations-
theorie abgesichert haben. 
Die Auseinandersetzung mit dem Urteil hat 
am Wissenschaftsverständnis anzusetzen. 
Wissenschaftliches Arbeiten kann heute 
wohl kaum auf den unmittelbaren Prozeß 
von Forschung und Lehre reduziert wer-
d~n. _sonde~n m~ß no~wendig deren Orga-
n1sat1on mit einschließen. Wie Wissen-
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Das Verhältnis von Universität und sozialer 
Umwelt wird im Karlsruher. Urteil direkt an-
gesprochen. Hierzu wird auf Artikel 5, Ab-
satz 4, Satz 1 GG verwiesen, der die Frei-
heit von Wissenschaft, Forschung und 
Lehre zum Inhalt hat. „Damit ist", nach In-
terpretation der Bundesverfassungsrichter 
„nach Wortlaut und Sinngehalt eine objek-
tive, das Verhältnis von Wissenschaft, For-
schung- und Lehre zum Staat regelnde 
wertentscheidende Grundsatznorm. aufge-
stellt" wor{len. Sie „schützt als Abwehr-
recht die wissenschaftliche Betätigung ge-
gen staatliche Eingriffe" und schafft einen 
„Freiraum . für wissenschaftliche Betäti-
gung", in dem „absolute Freiheit von jeder 
lngereni: öffentlicher Gewalt" herrscht. „In 
diesen Freiraum fallen vor allem die auf 
wissenschaftlicher Eigengesetzlichkeit be-
ruhendi;in Prozesse, Verhaltensweisen und 
Entscheidungen bei dem Auffinden von Er-
kenntnissen, ihrer Deutung und Weiterga-
be." „Damit sich Forschung und Lehre un-
gehindert an dem Bemühen um Wahrheit 
( .... ) ausrichten können, ist die Wissen-
schaft zu einem von staatlicher Fremdbe-
stimmung freier Bereich persönlicher und 
autonomer Verantwortung des einzelnen 
Wissenschaftlers erklärt worden." 3) 

Qiese Argumentation kommt einer Auffas-
sung nahe, wie sie Polanyi in seinem Mo-
dell der „Republic of Science" 4) vertritt. 
Wissenschaftlicher Fortschritt, so lautet 
seine These, kann durch Eingriffe von au-
ßerhalb nur ge- oder sogar zerstört wer-
den. Deshalb sollte der Wissenschaftler 
„in Einsamkeit und Freiheit" seinen eige-
nen Neigungen und Motivationen nachge-
hen können. Liberaler Tradition entspre-
chend, würde dann eine „invisible hand" 
den Ausgleich zwischen individuellem In-
teresse des Wissenschaftlers und dem ge-
sellschaftlichen Nutzen wissenschaftlicher 
Erkenntnis auf wundersame Weise herbei-
führen. Die „Republic of Science" wäre 
somit als geschlossenes System zu begrei-
fen. Solche Vorstellungen werden von den 
Bundesverfassungsrichtern auf die Univer-
sität übertragen, was in Äußerungen wie 
„wissenschaftliche Eigengesetzlichkeit", 5) 
und „ Institution freie Wissenschaft" 6) zum 

Ausdruck kommt. Allerdings wird die Per-
spektive eines geschlossenen Systemmo-
dells auch in ihrer Argumentation nicht 
stringent durchgehalten: „Diese Wertent-
scheidung bedeutet nicht nur die Absage 
an staatliche Eingriffe, in den zuvor ge-
kennzeichneten Eigenbereich der Wissen-
schaft; sie schließt vielmehr das Einstehen 
des Staates, der sich als Kulturstaat ver-
steht, für die Idee einer freien Wissen-
schaft und seiner Mitwirkung an ihrer Ver-
wirklichung ein und verpflichtet ihn, sein 
Handeln positiv danach einzurichten, d. h. 
schützend und fördernd einer Aushöhlung 
dieser Freiheitsgarantie vorzubeugen." 7) , 

Es zeigt sich, daß eine Sichtweise, die 
vom Idealtyp isolierter Systeme ausgeht, 

· die Universität nicht adäquat widerspie-
gelt. In einem Ansatz, der die Universität 
als soziales System begreift, muß deren 
Offenheit und komplexe Beziehungsstruk-
tur zur Umwelt mitgedacht werden. Dabei 
steht der von Luhmann vertretene Ge-
sichtspunkt im Vordergrund, daß soziale 
Systeme nur dann überleben und effektiv 
arbeiten können, wenn sie in der Lage 
sind, ihre Binnenkomplexität jeweils an die 
Umweltkomplexität und -dynamik anzupas-
sen. 8) Es muß bezweifelt werden, daß der 
durch die Ordinarienuniversität repräsen-
tierte Grad der Binnenkomplexität noch 
ausreicht, um alle für den Universitätsbe· 
reich wesentlichen Informationen aus der 
Umwelt zu erfassen, da sie auf eine früher 
vorzufindende stl;lbile und einfache Um· 
weltsituation zugeschnitten ist, von daher 
also selbst nur eine verhältnismäßig gerin· 
ge Informationsverarbeitungskapazität auf· 
zuweisen hat. Will die Hochschule mit 
dem einschneidenden gesellschaftlichen 
Wandel mithalten, so muß sie ihre Binnen· 
komplexität erheblich steigern, indem sie 
die durch die Ordinarienhierarchie beding· 
ten Informationsengpässe abbaut und- alle 
diejenigen Gruppen von Organisationsmil· 
gliedern in den Prozeß der Vermittlung 
von bekanntem und der Entwicklung von 
neuem Wissen verstärkt mit einbezieht, die 
innerhalb der traditionellen Universitäts· 
struktur in dieser Hinsicht weniger gefor· 
dert wurden und deshalb auch hinter ihren 

https://doi.org/10.20378/irbo-54247



DUZ/HD 8/77 

Möglichkeiten zurückbleiben mußten. Aus 
diesem Grunde kann behauptet werden, 
daß die Diskussion um die Universitäts-
struktur nicht nur nicht abgeschlossen ist, 
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sondern sich gerade in einer Richtung 
fortentwickeln muß, von der Riese sagt, 
daß sie nur eine „romantische Attitüde" 
darstelle. 9) 

3. HochschuJe im Kontext gesellschaftlicher Entwicklung 
In der liberalen Phase bürgerlicher Gesell- Jen. Die verstärkt funktionale Einbindung 
schaff war die Universität von unmittelba- der Hochschule in die Gesellschaft 1.äßt 
rem gesellschaftlichem Leistungsdruck sich zeigen anhand der beiden Funktions-
und von staatlicher Bevormundung weitge- bereiche: Forschung und Lehre. Für den 
hend befreit. In ihrem Selbstverständnis ersten Bereich gilt zunehmend, daß For-
konnte sie sich daher als ein von der Ge- schungsziele durch außeruniversitäre lnsti-
sellschaft und ihren Konflikten enthobenes tutionen, vor allem durch das po)itische 
und .damit „autonomes" und „freies" Sy- und wirtschaftliche System explizit, bei-
stem begreifen. 10) Die Beziehungen zwi- spielsweise in Form von Auftragsforschung, 
sehen Universität und Gesellschaft waren vorgegeben werden. In der Lehre wird die-
unproblematisch: einmal infolge der margi- ser Wandel am Stellenwert sichtbar, der 
nalen Bedeutung universitärer Forschung heute einer berufsbezogenen Ausbildung 
und Lehre für 'die gesellschaftliche Be- beigemessen wird. Ausdrücklich wird im 
dürfnisbefriedigung, zum anderen aber HAG hervorgehoben: „Ziel des Studiums" 
auch deshalb, weil die an sie gestellten ist es, „auf ein berufliches Tätigkeitsfeld 
Forderungen in sich homogen waren, da vor(zu)bereiten". 12) Zusätzlich läßt sich im 
Außenseitern· politisch keine Chance zur Verhältnis von Forschung und Lehre eine 
Interessenartikulation eingeräumt wur- Schwerpunktverlagerung feststellen. Der 
de. 11

) Wissenschaft war so fast aus- Dualismus von Forschung und Lehre war 
schließlich mit ihrer eigenen Reproduktion solange unp.roblematisch, wie die Lehre 
befaßt und sorgte zudem für die Aufrecht- als Appendix der Forschung angesehen 
erhaltung gesellschaftlicher Eliten. Dieses werden konnte. Unter dem Einfluß der 
„harmonische" Verhältnis von Hochschule Massenuniversität, die als Stätte der Be-
und Universität verändert sich in dem Au- rufsausbildung Wissenschaft unter dem 
genblick, wo Wissenschaft zur Produktiv- Aspekt ihrer praktischen Verwertbarkeit 
kraft wird und wo es politisch möglich ist, vermittelt, gewinnt die Lehre als bedeutsa-
daß verschiedene gesellschaftliche Grup- mes Zielsegment an Ei.genständigkeit und 
pen ihre häufig konträren Interessen in gerät damit notwendigerweise in Konflikt 
der Universität berücksichtigt sehen wol- zur Forschung. 

4„ Verhältnis von Ziel- und Strukturwandel der Hochschule 
Wenn, wie Renate Mayntz formuliert, „Or-
~anisation (die) Umsetzung eines Zieles in 
Struktur und Prozeß darstellt", dann muß 
den Veränderungen i(Tl Zielsystem der Uni-
versität auch ein Strukturwandel folgen. 13) 
Systemtheoretisch argumentiert, schließt 
der Übergang vom geschlossenen zum of-
fenen Systemansatz für die Hochschule 
auch die Notwendigkeit mit ein, eine der 
Umwelt vergleichbare Komplexität zu insti-
tutionalisieren. Demokratisierung und 
gleichmäßigere Verteilung der Partizipa-
tionschancen im Informations- und Ent-
scheidungsprozeß ist ein, wenn nicht der 
Weg, auf dem es der Hochschule gelingen 
kann, die durch die externen Bedingungen 
geforderte Eigenkomplexität zu erreichen. 
Gestaltungskonsequenzen, die sich aus 
dem Zielwandel für die Hochschule erge-
ben, werden ebenso durch das Arbeitsob-
i6kt Wissenschaft provoziert. Die Besonder-
heit wissenschaftlichen Arbeitens besteht 
in dem unmittelbaren Kontakt mit bisher 
Unbekanntem und läßt sich beschreiben 
als ein fortwährender Versuch, Ungewiß-
heit einzuholen und abzubauen. Derartig 
unstrukturierte Aufgabenstellungen verlan-
gen spezifische Organisationsformen. 
Mayntz reduziert das Angebot idealtypisch 
verfaßter Strukturmodelle auf zwei polare 
Grenzformen. „Es gibt, so groß die Vielfalt 
struktureller Formen großer und zweckge-
richteter Sozialgebilde · auch sein mag, 
letztlich nur eine kleine Zahl organisatori-
sc~er Grundmodelle, wobei der Gegensatz 
zwischen dem genossenschaftlich-demo-
kratischen und dem hierarchisch-monokrati-
s?hen ~esonders augenfällig ist." 14) Der 
h1erar4?h1sch-~onokratische Organisations-
~p ze1c.hnet sich durch geringe Komplexi-
tat sowie hohe Zentralisation Formalisie-
rung und Stratifikation aus. Litwak sieht in 
die~em„ T~p eine Organisationsform, .die 
g.le1chform1ge Aufgaben optimal struktu-
riert. Im, ~egensatz dazu verbinden genos-

senschaftlich-demokratische Organisatio-
nen eine hohe Komplexität mit geringer 
Zentralisation, Formalisierung und Stratifi-
kation. Dieses Modell eignet sich als 
struktureller Rahmen für ungleichförmige 
Aufgabenstellungen. 1?) 

Bei der Annahme, daß alternative Struktur-
formen gegensätzliche Zielqualitäten wi-
derspiegeln, läßt sich schlußfolgern, daß 
für die Hochschule Organisationssysteme, 
die dem hierarchisch-monokratischen Ide-
altyp entsprechen oder nahekommen, das 
Postulat, zieladäquat zu sein, nicht erfüllen 
und unter Optimalisierungsaspekten damit 
als Strukturtyp für die Universität auszu-
schließen sind. Die herkömmliche „Ordi-
narienuniversität" mit ihrem Institutsprin-
zip, die ihrem Charakter nach durchaus 
mit dem hierarchisch-monokratischen Mo-
dell zu vergleichen ist, gibt also kein funk-
tionsgerechtes Strukturgefüge für die ge-
genwärtige Hochschulsituation ab. Diese 
Einsicht wird zumindest teilweise auch 
von den Bundesverfassungsrichtern geteilt, 
wenn sie der „Ordinarienuniversität" die . 
dem genossenschaftlich-demokratischen 
Prinzip entsprechende „Gruppenuniversi-
tät" als gleichberechtigt gegenüberstellen. 
„ Dieses Modell der ,Gruppenuniversität' 
ist als solches mit der Wertentscheidung 
des Art. 5, Abs. 4 GG vereinbar. Es ist nicht 
von vornherein ,wissenschaftsfremd', denn 
ein Mitspracherecht aller Hochschulange-
hörigen· führt nicht notwendig zu einem 
gegen die Wissenschaft gerichteten Ver-
fremdungsprozeß' ." ") Wenn die Richter 
jedoch davon ausgehen, daß es „keine 
zwingenden wissenschaftseigenen Organi-
sationsprii:izipien" gebe, fallen sie hinter 
den hier erreichten Erkenntnisstand zu-
rück. 17) Die obige Diskussion hat vielmehr 
ergeben, daß die Gruppenuniversität den 
heutigen Gegebenheiten im Bereich von 
Forschung und Lehre gerecht witd. 
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Auch im Urteil der Bundesverfassungsrich-
ter kommt zum Ausdruck, daß das Grup-
penprinzip· häufig besonders geeignet ist, 
bestimmte Probleme in einer Organisation 
zu lösen. Genannt werden hier die Über-
windung von Gruppenkonflikten und die 
Mobilisierung von Sachverstand, sicherlich 
auch für die Hochschule bedeutsame Ei-
genschaften. Jedoch, so die weitere Argu-
mentation des Bundesverfassungsgerichts, 
habe es „nicht zu entscheiden, ob damit 
die zweckmäßigste Form der Hochschulor-
ganisation gefunden" 18) sei, vielmehr 
müsse die Funktionsfähigkeit der Universi-
tät erhalten bleiben. Diese sei jedoch 
durch das Gruppenkonzept gefährdet. 
Hier wird ein Gegensatz zwischen Zweck-
mäßigkeit und Funktionsfähigkeit konstru-
iert, der theoretisch keinesfalls zu begrün-
den ist. Im Gegenteil: Argumente struktu-
rell-funktionaler Ansätze führen zu der 
Feststellung, daß die Funktionsfähigkeit ei-
nes sozialen Systems nur dann gewährlei-
stet ist, wenn die Systemstruktur zweck-
mäßig, d. h. den aus der Interaktion von 
System und Umwelt hervorgegangenen Sy-
stemzielen angepaßt ist. Umgekehrt verlie-
ren soziale Systeme in dem Maße ihre 
Funktionsfähigkeit, wie sie - durch un-
zweckmäßige Organisationsformen daran 
gehindert - es versäumen, sich auf sozia-
len Wandel einzustellen und auf gesell-
schaftliche Veränderungen zu reagieren. 
Die von den Karlsruher Richtern geübte 
Enthaltsamkeit, nicht über die Zweckmä-
ßigkeit einer Hochschulstruktur diskutieren 
zu wollen, ist daher vordergründig. Denn 
mit dem Argument der Funktionsfähigkeit 
ist die Frage nach der zweckmäßigen Sy-
stemstruktur so eng verbunden, daß beide 
nicht unabhängig voneinander diskutiert 
werden können. Dem trägt der Bundesmi-
nister in seinem Vorschlag zum HAG 
Rechnung, wenn er von einer wirksamen 
Aufgabenerfüllung spricht. 19) 

Losgelöst von diesem in der Theorie unbe-
strittenen Zusammenhang wird die Frage, 
wann eine Hochschule funktionsfähig ist, 
von den Bundesverfassungsrichtern, so-
weit sie das Mehrheitsvotum unterstützen, 
dann als positiv beantwortet angesehen, 
wenn „die freie wissenschaftliche Betäti-
gung der Hochschullehrer" 20) gesichert 
ist. Von einem solchen Standpunkt aus ist 
es leicht, das Element des Konflikts ais 
disfunktional zu bezeichnen, obwohl man 
sich damit gegen grundlegende Erkennt-
nisse der Konfliktforschung stellt, die ge-
rade die Offenlegung und Austragung von 
Konflikten und nicht ihre Unterdrückung 
als funktional für die Erreichung von Orga-
nisationszwecken, besonders innovativer 
Art, ansieht. 21 ) 

Gegen die Funktionalität einer Institutiona-
lisierung latent vorhandener und dadurch 
erst manifest werdender Interessengegen-
sätze im Konfliktmodell kann nicht vorge-
bracht werden, daß auf diese Weise 
„.Gruppensolidarität und Fraktionsbildung 
mit einer mehr ideologischen als wissen-
schaftsorientierten Zielsetzung begün-
stigt" 22) werden und daß dadurch „unver-
meidlich ideologische und politische Ein-
flüsse bei der Entscheidung von Fragen 
der Forschung und Lehre" 23) den wissen-
schaftlichen Sachverhalt überspielen. 
Denn mit diesem Argument wird eine völ-
lig fragwürdige Polarität zwischen reinem 
Sachverstand und ideologischer Festle-
gung aufgebaut, wobei - interpretiert man 
das Urteil konsequent - die Hochschul-
lehrer wissenschaftlichen Sachverstand, 



die anderen . Gruppen aber nur ideologi-
sche und politische Einflüsse in die Ent-
scheidung über Fragen von Forschung 
und Lehre einbringen. Gegen eine solche 
gruppenspezifische Aufteil1Jng von Sach-
verstand und Ideologie wenden die Verfas-
ser eines Minderheitenvotums zum Hoch-
schulurteil ein, daß gerade „die durch ein 
Stimmenübergewicht privilegierte Gruppe 
ihrerseits der Versuchung ausgesetzt (sei), 
unter Vernachlässigung der Interessen der 
Minderheitengruppen und des Universitäts-
ganzen eigenen Belangen den Vorrang zu 
geben." 24) Unter dieser Voraussetzung 
droht der Sachverstand. in Ideologie umzu-
schlagen. 
Die bisherige Diskussion zielt darauf ab, • 
zu analysieren, welches Organisationsmo-
dell die Universität am ehesten dazu befä-
higt, die von der Gesellschaft an sie ge-
stellten Anforderungen zu bewältfgen. Als 
Ergebnis bleibt festzuhalten, daß die 
Hochschule ihren Zweck, Wissen zu ver-
mitteln und neues zu produzieren, grund-

5. Gruppenspezifische Beiträge 
s.1 Hochschullehrer 
In der traditionellen Ordinarienuniversität 
war der herausgehobene Status des Hoch-
schullehrers unbestritten. Seine Schlüssel-
position beruhte auf der allgemeinen Aner-
kennung von hierarchischen Organisa-
tionsstrukturen, die allein das Prinzip der 
Zweckrationalität zu erfüllen schienen. 
Seine unangetastete Autorität wurde je-
dochcauch durch die Art u11d Weise, in der 
Wissenschaft produziert wurde, in beson-
derem Maße gefestigt. Oie Oberschaubar-
keit einzelner Wissenschaftsbereiche so-

. wie der · nur langsam voranschreitende 
Prozeß der Wissensakkumulation führten 
zu einer Auffassung von Wissenschaft als 
einem individuellen Schöpfungsakt. 26) Mit 
der sprunghaften Entwicklung von Natur-
und Sozialwissenschaften wandelte sich 
die Interpretation des Entstehungsprozes-
ses von Wissen. An die Stelle der Schöp-
fungsauffassung trat die Vorstellung von 
Wissenschaft als dem Ergebnis eines ar-
beitsteiligen Kooperationszusammenhan-
ges. 
Infolge dieser veränderten Anschauung 
über den wissenschaftlichen Arbeitsprozeß 
wird die herausgehobene Stellung der 
Hochschullehrergruppe innerhalb der Uni-
versität fragwürdig. Den Versuch, eine 
neue Legitimationsgrundlage für die expo-
nierte Stellung der Professorenrolle zu be-
stimmen, unternimmt das Bundesverfas-
sungsgericht, wenn es ausführt, daß die 
Hochschullehrer „aufgrund ihrer Vorbil-
dung, ihrer meist langjährigen Tätigkeit 
und Erfahrung in Forschung und Lehre in 
erster Linie ·die Hochschule als wissen-
schaftliche. Einrichtung" prägen. 27) Um 
Elen besonderen Einfluß der Hochschulleh-
rer auf .die Willensbildung der Universität 
begründen zu können, wird im Karlsruher 
Urteil und gleichlautend im HRG nicht al-
lein auf. wissenschaftliche Qualifikation 
und Erfahrung abgestellt,· sondern auch 
auf die Funktion, Verantwortung und Be-
troffenheit. 28) Dieser Katalog bringt mit 
der Kategorie Betroffenheit einen Aspekt 
ins S~iel, der leistungsunabhängig ist, 
auch nicht der Funktionsfähigkeit der Uni-
versität in irgendeiner Weise dient. Selbst 
unter Anwendung der Prämissen des Ver-
fassungsgerichts und des HRG ist dadurch 
keine Sonderstellung der Hochschullehrer 
zu rechtfertigen. Sollte sich das Argument 
auf die lebenslange Ausübung der Profes-
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sätzlich nur dann hinreichend gut erfüllen 
kann, wenn alle Mitglieder an den Organi-
sationsentscheidungen mitwirken können. 
Dieses atrukturelle Grundprinzip bedarf ei-
ner Konkretisierung insbesondere deshalb, 
weil .die einzelnen Beiträge der Gruppen 
innerhalb der Universität sich stark von-
einander unterscheiden und deshalb für 
Forschung und Lehre auch von unter-
schiedlicher Relevanz sein können. Es er-
scheint deshalb angebracht, im folgenden 
die gruppenspezifischen Leistungsmög-
lichkeiten im einzelnen zu diskutieren. 25) 

Organisatorische Gestaltungsvorschläge 
für die Universität sind nicht allein unter 
dem Effizienzgesichtspunkt zu diskutieren. 
Demokratische Prinzipien, denen sich die 
Gesellschaft verpflichtet fühlt, müssen 
auch im organisierten Wissenschaftsbe-
reich in Form eines partizipativen Struktur-
modells Anwendung finden. Diese Forde-
rung erhält so einen Eigenwert und bedarf 
deshalb auch keiner zusätzlichen Legiti-
mation. 

sorenrolle beziehen und sollten von daher 
dieser Gruppe Sonderrechte eingeräumt. 
werden, so muß demgegenüber zunächst 
auf die relativ hohe Mobilität von Profes-
soren hingewiesen werden. Außerdem 
kann eingeräumt werden, daß gerade die 
Gruppe der Studenten, für die die Univer-
sität im allgemeinen nur ein Durchgangs-
stadium ist, Von Universitätsentscheidun-
gen weit stärker betroffen wird. Denn für 
sie ist die Hochschule Ausbildungsstätte, 

- die ·den Zugang zu Berufspositionen erst 
eröffnet, und stellt nicht, wie bei Professo-
ren, nur noch den organisatorischen Rah-
men für die Ausübung der Berufsrolle dar. 
Das Argument der Verantwortung gibt -
wie Offe dargestellt hat - eine wesentli-
che. Legitimationsgrundlage für hierarchi-
sche Strukturen ab. 29) Unterschiedliche 
Verteilung von Verantwortung leitet sich 
also aus der Hierarchie ab. Räumt man 
also den einzelnen Gruppen in der Univer-
sität eine unterschiedliche Verantwortung 
für die Verwirklichung der Systemziele ein, 
so wird damit gleichzeitig eine Bewertung 
der Systembeiträge im -Sinne einer Subor-
dination vorgenommen. Bei einer solchen 
skalaren Anordnung träfe auf die Universi-
tät das Modell der aufgabenkontinuierli-
chen Status-Organisation zu. Dieser Ideal-
typ kann jedoch - wenn überhaupt - nur 
mit der klassischen Orcilnarienuniversität 
in Verbindung gebracht werden. Demge-
genüber stellt d~ heutige Universität eine 
aufgabendiskontinuierliche .Status-Organi-
sation dar, eine These, die sich leicht 
mit der Heterogenität der Aufgabenstel-
lung und der damit verbundenen Diffe-
renziertheit der Qualifikationserfordernisse 
begründen läßt.· Gruppenspezifische Tätig-
keitsbereiche können zwar verschiedene 
Reichweite besitzen und auch verschiede-
ne Kenntriisse verlangen, zum Zwecke ei-
nes funktionierenden Ganzen sind sie je-
doch von gleicher Wichtigkeit. „Oie Ergeb-
nisse der Forschung", so stellte Schelsky 
sicherlich zu Recht fest, „sind häufig per-
sönlich gar nicht mehr zuzuordnen, son-
dern sind Leistungen des Betriebes, d. h. 
des Instituts." 30) In seinem Vorwort zum 
HRG trägt der Bundesminister dieser Ent-
wicklung Rechnung: „Die Neuordnung der 
Personalstruktur", wie sie das Gesetz vor-
sieht, „beendet die nur noch historisch er-
klärbare Typenvielfalt im Lehrkörper mit 
ihren nicht mehr von den jeweiligen Auf-

gaben zu begründenden Unter- und Ob$!:,·; 
ordnungsverhältnissen. Sie trägt -d~ 
dazu bei, daß das Hochschulpersonat ~; 
ne Aufgaben in Forschung und Lehre W1I~!:. 
sanier erfüllen kl:!nn." 31 ) Hält man den~ 
noch daran fest, daß Veran}wortung inner~, 
halb der Universität mehrheitlich von'. 
Hochschullehrern zu tragen ist, so setzt 
man sich leicht dem Verdacht aus, bereits, 
brüchig gewordene Machtpositionen ~u 
festigen zu wollen. · 
Mit dem Argument, Hochschullehrer n:lil13•, 
ten aufgrund ihrer Qualifikation und Erfah-
rung eine Mehrheit zu allen wesentlichen 
Entscheidungsgremien der Universität er>.· 
halten, ist eine differenzierte Auseinander-· 
setzung notwendig. Zunächst ist festzuhal· 
ten, daß die komplexe Ziel- und Aufgaben-
struktur der Universität generell auf breiter 
Basis ein funktionsspezifisches Fachwis-
sen verlangt. Daß heißt aber, daß die tn.:.. 

. halte und formalen Regeln von Positionen 
im Organisationsgefüge der Univel'Sität 
keinesfalls, wie auch das Modell einer aQf~· 
gabendiskontinuierlichen Status-Organisa~· 
tion zum Ausdruck bringt, deckungsgleicl'i 
sind und sich auch nur teilweise überlap-: 
pen. Beispielsweise steht der bisher sehen 
vorhandenen Expertisenbildung im ·wiii~' 
senschaftsbereich eine solche im Verviaf.. · 
tungssektor gegenüber. Mit dem Betreibeii 
von Wissenschaft als einem hochgradig· 
arbeitstefligen Prozeß gewinnen zudem ex~ 
trafunktionale Eigenschaften und Fähigkei• 
ten wie Kooperationsfähigkeit, Problem-. 
sensibilität, lnitiativfreudigkeit und Frustra.., 
tions- oder Ambiguitätstoleranz an BedeU-~ 
tung. Diese Merkmale sind n_icht nur Vor-
aussetzung dafür, daß Wissenschaft als 
dialogischer Prozeß betri~b~n werden 
kann, sie sind vielmehr von nahezu gleich-
wertiger Bedeutung für die Wissenspro-
duktion und ihre sach- und funktionsge-
rechte Verwaltung. Neben dem Fachwis• 
sen sind daher ·auch extrafunktionale Ei" 
genschaften für die Ausübung von Organi-' 
sationsrollen innerhalb der Universität von 
erheblicher Wichtigkeit. 
Dennoch darf die Bedeutung von Fachwis-
sen und beruflicher Erfahrung gerade 
auch für wissenschaftliche Leistungen ~­
nesfalls unterschätzt werden. Es ist dijs-
halb durchaus begründet, wenn dem ein-
zelnen Hochschullehrer Autorität aut sei-
nem Fachgebiet zugebilligt wird. Dieses 
Argument muß allerdings erneut relativiert 
werden. Gerade im Wissenschaftsbereich 
veralten Fachkenntnisse sehr schnell. Da-
durch tritt der Hochschullehrer in Spezial-
gebieten sehr häufig in Konkurrenz zum 
wissenschaftlichen Nachwuchs, der auf-
grund der. Notwendigkeit, für einen weite-
ren Aufstieg Qualifikationsnachweise er-
bringen zu müssen, gezwungen ist, sich 
ständig den aktuellen Wissensstand anzu-
eignen. Wie Untersuchungen über den Zu~ 
sammenhang von Berufserfahrung und Al-
ter ergeben haben 32), beruft sich der im 
Beruf Arrivierte dagegen sehr häufig auf. 
seine Erfahrung, ohne dabei zu sehen, cta:ß 
zur Bewältigung von veränderten Situatio" 
nen und Aufgaben gerade diese nicht 
mehr ohne weiteres zu verwerten ist. Im 
Extremfall kann ein Fixiertsein auf Berufs-
erfahrung die Bereitschaft und Fähigkeit, 
Neues aufzunehmen, sogar völlig blockie-, · 
ren. 
Trotz dieser Einwände soll die funktionale 
Autorität des Hochschullehrers nicht be-
stritten werden. Es mag anerkannt werden, 
daß Universitätslehrer durch ihre Habilita-
tion und durch entsprechende Qualifikatio-
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n~n in besonderem Maße in der 1,..age 
sind; das „Gesetz des Fortgangs der Wis-
senschaft zu interpretieren" 33), so proble-
matisct:i diese Formulierung auch ist. Aller-
dings muß die Frage gestellt werden, ob 
diese besondere Qualifikation, die nur für 
ein spezielles Fachgebiet erworben wurde, 
auf andere Wissenschaftsbereiche über-
tragbar ist, ob also die Art und Weise der 
wissenschaftlichen Produktion überall die 
gleiche ist, d. h. fächerübergreifende 
Gültigkeit besitzt Hier sind, wie Erfah-
rungen in interdisziplinärer Forschung zei-
gen, doch erhebliche Zweifel anzumelden. 
Will man der Hochschullehrergruppe den-
noch eine privilegierte Stellung im univer-
sitären Entscheidungsprozeß einräumen, 
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so kann sich diese konsequenterweise nur 
auf den Bereich beziehen, wo ihre funktio-
nale Autorität unbestritten ist. Das heißt 
ganz konkret: ein Linguist im Range eines 
Hochschullehrers dürfte wohl kaum die 
Qualifikation eines Historikers, ein Jurist 
kaum diejenige eines Wirtschaftswissen-
schaftlers, ein Musikwissenschaftfer kaum 
diejenige eines Anglisten bewerten kön-
nen. 34) Die Möglichkeit der Einflußnahme 
darf bei Anerkennung der funktionalen Au-
torität keinesfalls an eine bestimmte Sta-
tus-Rolle gebunden sein. Die konsequente 
Anwendung dieses Kriteriums eröffnet 
dann Partizipationsmöglichkeiten für ande-
re Statusgruppen innerhalb der Universität, 
die dieses Kriterium eher erfüllen. 

5.2 Assistenten und wissenschaftliche Mitarbeiter 
Die weitreichendsten Auswirkungen dürfte 
diese Festlegung für die im HRG vorgese-
hene Gruppe der Hochschulassistenten, 
wissenschaftlichen bzw. künstlerischen 
Mitarbeiter und die „Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben" haben. Diese Personen-
gr.uppe, die in der klassischen Ordinarien-

' Uhiversität noch unbekannt war, kam und 
, kommt erst zu einem Zeitpunkt in die Uni-
. versität, als Forschung und Lehre nur 

noch arbeitsteilig zu verrichten waren und 
das Studium auf ein berufliches Tätigkeits-
feld. vorbereiten soff. 35) Das Urteil charak-
terisiert die Leistung der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter wie folgt: „( ... ) nur ein 
Teil der wissenschaftlichen Mitarbeiter" 
erfülle die Voraussetzungen; „die an eine 
selbständige· Fo.rschungs- und Lehrtätig-
keit .zu stellen seien. Die Lehrtägigkeit der 
Assistenten sei in vielen Fällen unterrich-
tendes Unterweisen und keine Lehre im 
Sinne von Artikel 5. Abs. 3 GG. Ihr Status 
habe zudem Durch.gangscharakter. In die 
volle Verantwortung für wissenschansrele-

·vante Entscheidungen könnten außerdem 
nur solche Mitarbeiter genommen werden, 
deren Qualifikation förmlich festgestellt 
sei." 36) In Anlehnung an diese Argumen-
tation beschreibt das HRG die Leistung 
dieser Gruppe als „Vermittlung von Fach-
wissen, praktischen Fertigkeiten und wis-
senschaftlichen Methoden." 37) 

Die Unterscheidung von Lehrtätigkeit ei-
nerseits und unterrichtendem Unterweisen 
andererseits scheint kaum Begründungs-, 
sondern vielmehr Rechtfertigungscharakter 
Jür die qualitative Unterscheidung der 
Lehrtätigkeit von Hochschullehrern und 
anderen Lehrkräften zu haben. Die Be-
hauptung eines derartigen qualitativen Un-
terschiedes kann deshalb nur dazu die-
nen, traditionelle Strukturen in der Hoch-
schule gegen Veränderungen abzusichern. 
Es dürfte kaum zu widerlegen sein, daß 
der überwiegende Teil der Lehre von wis-
senschaftlichen Assistenten und Mitarbei-
tern bestritten wird. Dabei handelt es sich 
sowohl um einführende Veranstaltungen 
als auch. um solche, die Grundwissen in 
Spezialgebieten vermitteln. Darüber hinaus 
werden vom wissenschaftlichen Nach-
wuchs auch andere Veranstaltungen für 
fortgeschrittene Studenten angeboten, die 
thematisch meist an die Dissertation oder 
das Habilitationsvorhaben anknüpfen. We-
terhin erzeugt der temporäre Status des 
Hochschulassistenten einen ständigen 
Druck, sein Wissen auszudehnen und zu 
vertiefen. 
Derartige Qualifikationen in Forschung 
und Lehre legen es nahe, dieser Gruppe 
zumindest die gleichen · Entscheidungsbe-
fugnisse· wie einem fachfremden Hoch-

schullehrer zuzugestehen, besonders 
dann, wenn man außerdem noch den , 
Funktionswandel der Universität, der diese 
Institution vorwiegend auf ihre Ausbil-
dungsfunktion festlegt, berücksichtigt. Da 
Forschung immer mehr außerhalb der Uni-
versität betrieben wird, relativiert sich ihre 
Bedeutung für die Verteilung von Ent-
scheidungsbefugnis, was sicherlich zu La-
sten der Gruppe der Hochschullehrer aus-
schlägt. 
Das Argument des Urteils, für Universitäts-
assistenten sei die. Universität. ein Durch-
gangsstadium, ist für die Vergabe von Mit-
entscheidungschancen dann unerhebtich, 
wenn die Kompetenzverteilung funktions-
gerecht erfolgen soll. Unabhängig davon 
trifft es auch nicht zu. Denn der überwie-
gende Teil der Hochschullehrer rekrutiert 
sich aus der Gruppe der Assistenten. So-
mit gewinrit die ·Rolle des Assistenten 
Durchgangscharakter, als Person aller-

. dings bleibt er häufig in der Universität. 38) 
Außerdem besitzt zwar die Rolle des 

·Hochschullehrers keinen Durchgangscha-
rakter, da er Beamter auf Lebenszeit ist, 
die Berufspraxis führt jedoch dazu, daß 
Hochschullehrer häufiger die Universität 
wechseln. Beide Erscheinungen dürften für 
den innerorganisatiorischen Entschei-
dungsprozeß in einer Universität von glei-
cher Bedeutung sein. 

· 5.3 „Andere Dienstkiäfte" 
Die Befähigung der „anderen Dienstkräfte" 
auf der Basis von Sachautorität, an univer-
sitären Entscheidungen mitzuwirken, 
scheint auf den ersten Blick kaum gege-
ben. Dabei muß diese Gruppe dafür her-
halten, den Gegner der Demokratisierung 
der Hochschule das entscheidende Ge-
genargument zu liefern. Sie soll, da sie 
selten wissenschaftlich vorgebildet ist, 
auch nicht über Angelegenheiten von For-
schung und Lehre mitbestimmen. Mitent-
scheidungsbefugnisse, die „anderen 
Dienstkräften" in verschiedenen Bundes-
ländern ursprünglich zugestanden wurden, 
sind in Anlehnung an das Hochschulurteil 
im HRG in eine beratende Funktion umge-
wandelt worden. 39) Es mag dahingestellt 
bleiben, ob das Argument, nichtwissen-
schaftfiche Ausbildung schließt eine Mit-
entscheidung bei wissenschaftlichen An-
gelegenheiten aus, stichhaltig ist. Hierauf 
wird später noch einzugehen sein. Gene-
rell muß zunächst festgestellt werden, daß 
es sich bei den „anderen Dienstkräften" 
um eine sehr heterogene Gruppe handelt. 
Ihr gehören neben Verwaltungsfachleuten, 
Bibliothekaren, Naturwissenschaftlern und 
Technikern, alle mit qualifizierter, teilweise 
sogar mit wissenschaftlicher Ausbildung, 

2S7 

auch wissenschaftliche Mitarbeiter im Pri-
vatdienstvertrag und in Sonderforschungs-
. bereicheri an. Die ~uletzt genannte Gruppe 
~ann hinsichtlich ihrer Qualifikation si-
<:herlich durchaus mit den Assistenten ver-
glichen werden, im Bereich der Forschung 
.dürfte sie infolge ihrer Entlastung von 
Lehraufgaben sogar quaUfizierter sein. 
Aber nicht allein die. fachliche Autorität 
prädestiniert diese Gruppe dazu, entschei• 
dende Funktionen innerhalb der universi-
tären Wissenprodukten zu übernehmen; 
Auch die von den Karlsruher Richtern für 
so bedeutsam gehaltene Funktionsfähig-
·keit der Unive·rsität„ zumindest im For-
schungssektor, wird im wesentlichen 
durch diese Spezialisten sichergestellt. 

Eine spezifische Gruppe des nicht-wissen-
schaftlichen Personals wird auch im Karls-
ruher Urteil angesprochen. Ihr gehören 
Fachkräfte an, „deren praktisches Wissen 
gerade auf organisatorischem Gebiet für 
die Universität nutzbar gemacht werden 
kann. In diesem Zusammenhang ist zu be-

. rücksichtigen, , daß die wissenschaftliche 
Tätigkeit in den. Hochschulen in zuneh-
mendem Maße der Unterstützung von 
Nichtwissenschaftlern bedarf, die für die 
Ausführung der Forschungsarbeiten · und 
Lehrveranstaltungen technische und ver-
waltungsmäßige Voraussetzungen schaffen 
und auch entsprechende Verantwortung 

·tragen." 40) Diese Feststellungen deuten 
auf ein Wissenschaftsverständnis, das an 
einer Arbeitsauffassung orientiert ist. Der 
Erfolg wissenschaftlichen Arbeitens hängt 
von allen am Kooperationsprozeß Beteilig-
ten ab. Es dürfte bereits schwierig sein, 
die Einzelbeiträge in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht zu beurteilen. Dem 
nicht-wissenschaftlichen Personal trotz 
dieses Hinweises jede Mitbestimmungsbe-
fugnis im Bereich von Forschung und Leh-
re vorzuenthalten; widerspricht nun aller-
dings eindeutig einer Auffassung von Wis-
senschaft als Arbeit.. Wenn etwa vom 
Karlsruher Urteil die Fähigkeit, kostspieli-. 
ge Spezialeinrichtungen auszusuchen, zu 
bedienen und zu erhalten, als relevante 
Qualifikation für die Berechtigung, in For-
schungsangelegenheiten mitzubestimmen, 
angesehen wird, so sind damit Begabun-
gen angesprochen, die am ehesten bei 
solchen Naturwissenschaftlern und Tech-
nikern zu erwarten sind, die. der Gruppe 
der „anderen Dienstkräfte" angehören. 

Während bisher auf die funktionale Autori-
tät einzelner Personengruppen innerhalb 
der „anderen Dienstkräfte" abgestellt wur-
de, bedarf der Gesichtspunkt der extrafunk-
tionalen Eigenschaften einer besonderen 
Erwähnung. Gerade solche Persönlichkeits-
merkmale wie Kooperationsbereitschaft, 
Organisationstalent,. analytisches Denken 
verbunden mit situationsadäquaten Verhal-
ten, intrinsische Motivation und Eigenin-
itiative kommen im Gegensatz zu früher, 
wo Forschung als Individualleistung be-
trieben werden konnte, heute bei einem 
kooperativen Wissenschaftsprozeß erhöhte 
Bedeutung zu. Nimmt man das Argument 
der Betroffenheit hinzu, das nach der im 
Karlsruher Urteil vertretenen Mehrheits-
meinung und auch nach dem HRG 
schwerpunktmäßig für die Hochschullehrer 
Geltung besitzt - unserer Meinung nach 
jedoch auf alle Gruppen in gleicher Weise 
zutrifft -, so erscheint es gerechtfertigt, 
die Gruppe der „anderen Dienstkräfte" an 
Entscheidungen über Fragen insbesondere 
der Forschung, zum Teil aber auch der 
Lehre, zu beteiligen. ~ 
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5.4 Studenten 
Ebensowenig wie die „anderen Dienstkräf-
te" lassen sich die Studenten als homoge-
ne Groppe darstellen. Die Vorstellung ei-
ner „Einwegkommunikation", wie sie in 
der Ordinarienuniversität typisch war, ist 
durch die Verbreitung kooperativer Ar-
beitsformen in der Wissenschaft obsolet 
geworden. Das projektorientierte Studium 
kann als repräsentativ für neue Formen 
des Lehrens und Lernens. sowie auch der 
Forschung angesehen werden, wo es für 
Studenten erstmals möglich wird, bewußt 
eigene wissenschaftliche Beiträge zu er-
bringen. Er wird heutzutage nicht allein 
als „Konsument" von Wissenschaft ange-
sehen, sondern als „Produzent", der, je 
länger er an einem Projekt mitarbeitet, um 
so kompetenter über Sachfragen in die-
sem Bereich mitentscheiden kann. Dabei 
kommt ihm zugute, daß er im laufe der 
Zeit sowohl lernt, den Forschungsprozeß 
in seiner Gesamtheit zu überblicken als 
auch an Detailproblemen zu arbeiten. Die 
Fähigkeit, in Forschungsfragen mitzube-
stimmen, entwickelt sich mit Fortgang ei-
nes solchen Studiums, so daß die Vergabe 
von Mittiestimmungsrechten am jeweiligen 
Ausbildungsstand gemessen werden muß. 
Im Bereich der Lehre muß die Bemessung 
von Einflußchancen für die Studenten vor 
allem auf dem Hintergrund ihrer Betroffen-
heit gesehen werden. Sie wird konkret 
nicht allein in den Ausbildungsinhalten, 
die das später notwendige Berufswissen 
vermitteln sollen, sondern auch und vor al-
lem in den didaktischen Formen der Ver-
mittlung. Daraus ergeben sich spezifische 
Kompetenzen bei Fragen der Studien- und 
Prüfungsinhalte und nicht zuletzt bei Per-
sonalentscheidungen. Zudem könnte von 
der Studentenschaft im wissenschaftlichen 
Entscheidungsprozeß eine besondere Rol-
le übernommen werden. Was häµfig als 
Nachteil ausgelegt wird, die noch geringe 

. wissenschaftliche Professionalisierung der 
Studenten, kann, wenn sie zu kreativem 
Zweifel führt, ein nicht zu unterschätzen-
des Innovationspotential für Lehre und 
Forschung darstellen. 

6. Fazit 
Mit der vorliegenden Abhandlung sollte 
vom Standpunkt einer Fachdisziplin in die 
Diskussion um eine zweckentsprechende 
Universitätsstruktur eingegriffen werden, 
die, obwohl vom Erkenntnisobjekt her 
dazu aufgefordert, sich bisher kaum zu 
Wort gemeldet hat. Um aber aus diesen 

·Aussagen Gestaltungskonsequenzen für 
die Hochschule ziehen zu können, wä~e es 
notwendig, konkurrierende Organisations-
modelle in der Univ~rsität zu erproben. 
Das Karlsruher Urteil hat - gestützt auf 
die These, daß zwischen Demokratie auf 
der einen und Effizienz und Funktionsfä-
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higkeit auf der anderen Seite eine negati-
ve Beziehung besteht - die Phase organi-
satorischer Experimente im Hochschulbe-
reich vorerst beendet. Ob allerdings diese 
strukturelle Festschreibung, die auch das 
HRG übernommen hat, dazu beiträgt, „daß 
das Hochschulpersonal seine Aufgaben in 
Forschung und Lehre wirksamer erfüllen 
kann", muß, wie zu zeigen versucht wurde, 
zumindest bezweifelt werden. 41) 
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zum Leistungsbegriff bei C. Offe, Leistungs· 
prinzip und industrielle Arbeit. Mechanismen 
der Statusverteilung in Arbeitsorganisationen 
der industriellen Leistungsgesellschaft, Frank· 
furt a. M. 1970 

26 vgl. H. Klages: Rationalität und Spontaneität. 
Innovationswege der modernen Großfor-
schung. Gütersloh 1967 

27 Das Karlsruher Urteil, a. a. 0., S. 20 
28 ebenda, S. 23, vgl. HAG § 38 
29 vgl. C. Olle, a. a. 0. 
30 H. Schelsky: Einsamkeit und Freiheit. Idee 

und Gestalt der deutschen Universität und ih· 
rer Reformen. Reinbek b. Hamburg 1963, 
S.198 

31 Vorwort zum HRG, S. 4 
32 H. w. Hetzler, A. G. Brandenburg: Berufserfa.h· 

rung und Alter in der industriellen Arbeits· 
weit, in: Soziale Welt 20/21 (1970/71)2 

33 vgl. H. H. Klein: Demokratisierung der Hoch· 
schule. 2. Aufl., Göttingen 1968 

34 Diese Beispiele spiegeln Fachbereichsgliede· 
rungen an verschiedenen deutschen Universi· 
täten wider. 

35 vgl. HRG, § 7 
36 Das Karlsruher Urteil, a. a. 0„ S. 10 
37 HRG, § 53 f 
38 vgl. auch D. Albers, DUZ (1967), 12 
39 vgl. HAG; § 38 
40 Das Karlsruher Urteil, a. a. 0„ S. 20 
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